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Sozialgesetzbuch (SGB III), 
Drittes Buch, Arbeitsförderung 

§ 136 SGB III Anspruch auf Arbeitslosengeld 
(1) Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer haben Anspruch auf Arbeitslosengeld 

1. bei Arbeitslosigkeit oder 

2. bei beruflicher Weiterbildung. 

(2) Wer das für die Regelaltersrente im Sinne des Sechsten Buches erforderliche Lebensjahr 
vollendet hat, hat vom Beginn des folgenden Monats an keinen Anspruch auf Arbeitslosengeld. 

§ 138 SGB III Arbeitslosigkeit 
(1) Arbeitslos ist, wer Arbeitnehmerin oder Arbeitnehmer ist und 

1. nicht in einem Beschäftigungsverhältnis steht (Beschäftigungslosigkeit), 

2. sich bemüht, die eigene Beschäftigungslosigkeit zu beenden (Eigenbemühungen), und 

3. den Vermittlungsbemühungen der Agentur für Arbeit zur Verfügung steht (Verfügbarkeit). 

(2) Eine ehrenamtliche Betätigung schließt Arbeitslosigkeit nicht aus, wenn dadurch die berufliche 
Eingliederung der oder des Arbeitslosen nicht beeinträchtigt wird. 

(3) Die Ausübung einer Beschäftigung, selbständigen Tätigkeit, Tätigkeit als mithelfende 
Familienangehörige oder mithelfender Familienangehöriger (Erwerbstätigkeit) schließt die 
Beschäftigungslosigkeit nicht aus, wenn die Arbeits- oder Tätigkeitszeit (Arbeitszeit) weniger als 
15 Stunden wöchentlich umfasst; gelegentliche Abweichungen von geringer Dauer bleiben 
unberücksichtigt. Die Arbeitszeiten mehrerer Erwerbstätigkeiten werden zusammengerechnet. 

(4) Im Rahmen der Eigenbemühungen hat die oder der Arbeitslose alle Möglichkeiten zur 
beruflichen Eingliederung zu nutzen. Hierzu gehören insbesondere 

1. die Wahrnehmung der Verpflichtungen aus der Eingliederungsvereinbarung, 

2. die Mitwirkung bei der Vermittlung durch Dritte und 

3. die Inanspruchnahme der Selbstinformationseinrichtungen der Agentur für Arbeit. 

(5) Den Vermittlungsbemühungen der Agentur für Arbeit steht zur Verfügung, wer 

1. eine versicherungspflichtige, mindestens 15 Stunden wöchentlich umfassende 
zumutbare Beschäftigung unter den üblichen Bedingungen des für sie oder ihn in Betracht 
kommenden Arbeitsmarktes ausüben kann und darf, 

2. Vorschlägen der Agentur für Arbeit zur beruflichen Eingliederung zeit- und ortsnah Folge 
leisten kann, 

3. bereit ist, jede Beschäftigung im Sinne der Nummer 1 anzunehmen und auszuüben, und 

4. bereit ist, an Maßnahmen zur beruflichen Eingliederung in das Erwerbsleben 
teilzunehmen. 
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§ 145 SGB III Minderung der Leistungsfähigkeit 
(1) Anspruch auf Arbeitslosengeld hat auch eine Person, die allein deshalb nicht arbeitslos ist, weil 
sie wegen einer mehr als sechsmonatigen Minderung ihrer Leistungsfähigkeit 
versicherungspflichtige, mindestens 15 Stunden wöchentlich umfassende Beschäftigungen nicht 
unter den Bedingungen ausüben kann, die auf dem für sie in Betracht kommenden Arbeitsmarkt 
ohne Berücksichtigung der Minderung der Leistungsfähigkeit üblich sind, wenn eine verminderte 
Erwerbsfähigkeit im Sinne der gesetzlichen Rentenversicherung nicht festgestellt worden ist. Die 
Feststellung, ob eine verminderte Erwerbsfähigkeit vorliegt, trifft der zuständige Träger der 
gesetzlichen Rentenversicherung. Kann sich die leistungsgeminderte Person wegen 
gesundheitlicher Einschränkungen nicht persönlich arbeitslos melden, so kann die Meldung durch 
eine Vertreterin oder einen Vertreter erfolgen. Die leistungsgeminderte Person hat sich 
unverzüglich persönlich bei der Agentur für Arbeit zu melden, sobald der Grund für die 
Verhinderung entfallen ist. 

(2) Die Agentur für Arbeit hat die leistungsgeminderte Person unverzüglich aufzufordern, innerhalb 
eines Monats einen Antrag auf Leistungen zur medizinischen Rehabilitation oder zur Teilhabe am 
Arbeitsleben zu stellen. Stellt sie diesen Antrag fristgemäß, so gilt er im Zeitpunkt des Antrags auf 
Arbeitslosengeld als gestellt. Stellt die leistungsgeminderte Person den Antrag nicht, ruht der 
Anspruch auf Arbeitslosengeld vom Tag nach Ablauf der Frist an bis zum Tag, an dem sie einen 
Antrag auf Leistungen zur medizinischen Rehabilitation oder zur Teilhabe am Arbeitsleben oder 
einen Antrag auf Rente wegen Erwerbsminderung stellt. Kommt die leistungsgeminderte Person 
ihren Mitwirkungspflichten gegenüber dem Träger der medizinischen Rehabilitation oder der 
Teilhabe am Arbeitsleben nicht nach, so ruht der Anspruch auf Arbeitslosengeld von dem Tag 
nach Unterlassen der Mitwirkung bis zu dem Tag, an dem die Mitwirkung nachgeholt wird. Satz 4 
gilt entsprechend, wenn die leistungsgeminderte Person durch ihr Verhalten die Feststellung der 
Erwerbsminderung verhindert. 

(3) Wird der leistungsgeminderten Person von einem Träger der gesetzlichen Rentenversicherung 
wegen einer Maßnahme zur Rehabilitation Übergangsgeld oder eine Rente wegen 
Erwerbsminderung zuerkannt, steht der Bundesagentur ein Erstattungsanspruch entsprechend § 
103 des Zehnten Buches zu. Hat der Träger der gesetzlichen Rentenversicherung Leistungen 
nach Satz 1 mit befreiender Wirkung an die leistungsgeminderte Person oder einen Dritten 
gezahlt, hat die Empfängerin oder der Empfänger des Arbeitslosengeldes dieses insoweit zu 
erstatten. 

§ 146 SGB III Leistungsfortzahlung bei Arbeitsunfähigkeit 
(1) Wer während des Bezugs von Arbeitslosengeld infolge Krankheit unverschuldet arbeitsunfähig 
oder während des Bezugs von Arbeitslosengeld auf Kosten der Krankenkasse stationär behandelt 
wird, verliert dadurch nicht den Anspruch auf Arbeitslosengeld für die Zeit der Arbeitsunfähigkeit 
oder stationären Behandlung mit einer Dauer von bis zu sechs Wochen (Leistungsfortzahlung). 
Als unverschuldet im Sinne des Satzes 1 gilt auch eine Arbeitsunfähigkeit, die infolge einer durch 
Krankheit erforderlichen Sterilisation durch eine Ärztin oder einen Arzt oder infolge eines nicht 
rechtswidrigen Abbruchs der Schwangerschaft eintritt. Dasselbe gilt für einen Abbruch der 
Schwangerschaft, wenn die Schwangerschaft innerhalb von zwölf Wochen nach der Empfängnis 
durch eine Ärztin oder einen Arzt abgebrochen wird, die Schwangere den Abbruch verlangt und 
der Ärztin oder dem Arzt durch eine Bescheinigung nachgewiesen hat, dass sie sich mindestens 
drei Tage vor dem Eingriff von einer anerkannten Beratungsstelle beraten lassen hat. 

(2) Eine Leistungsfortzahlung erfolgt auch im Fall einer nach ärztlichem Zeugnis erforderlichen 
Beaufsichtigung, Betreuung oder Pflege eines erkrankten Kindes der oder des Arbeitslosen mit 
einer Dauer von bis zu zehn Tagen, bei alleinerziehenden Arbeitslosen mit einer Dauer von bis zu 
20 Tagen für jedes Kind in jedem Kalenderjahr, wenn eine andere im Haushalt der oder des 
Arbeitslosen lebende Person diese Aufgabe nicht übernehmen kann und das Kind das zwölfte 
Lebensjahr noch nicht vollendet hat oder behindert und auf Hilfe angewiesen ist. Arbeitslosengeld 
wird jedoch für nicht mehr als 25 Tage, für alleinerziehende Arbeitslose für nicht mehr als 50 Tage 
in jedem Kalenderjahr fortgezahlt. 
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(3) Die Vorschriften des Fünften Buches, die bei Fortzahlung des Arbeitsentgelts durch den 
Arbeitgeber im Krankheitsfall sowie bei Zahlung von Krankengeld im Fall der Erkrankung eines 
Kindes anzuwenden sind, gelten entsprechend. 

Sozialgesetzbuch (SGB V), Fünftes Buch, 
Gesetzliche Krankenversicherung 

§ 44 SGB V Krankengeld 
(1) Versicherte haben Anspruch auf Krankengeld, wenn die Krankheit sie arbeitsunfähig macht 
oder sie auf Kosten der Krankenkasse stationär in einem Krankenhaus, einer Vorsorge- oder 
Rehabilitationseinrichtung (§ 23 Abs. 4, §§ 24, 40 Abs. 2 und § 41) behandelt werden. 

(2) Keinen Anspruch auf Krankengeld haben 

1. die nach § 5 Abs. 1 Nr. 2a, 5, 6, 9, 10 oder 13 sowie die nach § 10 Versicherten; dies gilt 
nicht für die nach § 5 Abs. 1 Nr. 6 Versicherten, wenn sie Anspruch auf Übergangsgeld 
haben, und für Versicherte nach § 5 Abs. 1 Nr. 13, soweit sie abhängig beschäftigt und 
nicht nach den §§ 8 und 8a des Vierten Buches geringfügig beschäftigt sind, 

2. hauptberuflich selbständig Erwerbstätige, es sei denn, das Mitglied erklärt gegenüber der 
Krankenkasse, dass die Mitgliedschaft den Anspruch auf Krankengeld umfassen soll 
(Wahlerklärung), 

3. Versicherte nach § 5 Absatz 1 Nummer 1, die bei Arbeitsunfähigkeit nicht mindestens 
sechs Wochen Anspruch auf Fortzahlung des Arbeitsentgelts auf Grund des 
Entgeltfortzahlungsgesetzes, eines Tarifvertrags, einer Betriebsvereinbarung oder anderer 
vertraglicher Zusagen oder auf Zahlung einer die Versicherungspflicht begründenden 
Sozialleistung haben, es sei denn, das Mitglied gibt eine Wahlerklärung ab, dass die 
Mitgliedschaft den Anspruch auf Krankengeld umfassen soll. Dies gilt nicht für Versicherte, 
die nach § 10 des Entgeltfortzahlungsgesetzes Anspruch auf Zahlung eines Zuschlages 
zum Arbeitsentgelt haben, 

4. Versicherte, die eine Rente aus einer öffentlich-rechtlichen Versicherungseinrichtung 
oder Versorgungseinrichtung ihrer Berufsgruppe oder von anderen vergleichbaren Stellen 
beziehen, die ihrer Art nach den in § 50 Abs. 1 genannten Leistungen entspricht. Für 
Versicherte nach Satz 1 Nr. 4 gilt § 50 Abs. 2 entsprechend, soweit sie eine Leistung 
beziehen, die ihrer Art nach den in dieser Vorschrift aufgeführten Leistungen entspricht. 

Für die Wahlerklärung nach Satz 1 Nummer 2 und 3 gilt § 53 Absatz 8 Satz 1 
entsprechend. Für die nach Nummer 2 und 3 aufgeführten Versicherten bleibt § 53 Abs. 6 
unberührt. 

(3) Der Anspruch auf Fortzahlung des Arbeitsentgelts bei Arbeitsunfähigkeit richtet sich nach 
arbeitsrechtlichen Vorschriften. 

§ 46 SGB V Entstehen des Anspruchs auf Krankengeld 
Der Anspruch auf Krankengeld entsteht 

1. bei Krankenhausbehandlung oder Behandlung in einer Vorsorge- oder 
Rehabilitationseinrichtung (§ 23 Abs. 4, §§ 24, 40 Abs. 2 und § 41) von ihrem Beginn an, 

2. im übrigen von dem Tag an, der auf den Tag der ärztlichen Feststellung der 
Arbeitsunfähigkeit folgt. 
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Für die nach dem Künstlersozialversicherungsgesetz Versicherten sowie für Versicherte, die eine 
Wahlerklärung nach § 44 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 abgegeben haben, entsteht der Anspruch 
von der siebten Woche der Arbeitsunfähigkeit an. Der Anspruch auf Krankengeld für die in Satz 2 
genannten Versicherten nach dem Künstlersozialversicherungsgesetz entsteht bereits vor der 
siebten Woche der Arbeitsunfähigkeit zu dem von der Satzung bestimmten Zeitpunkt, spätestens 
jedoch mit Beginn der dritten Woche der Arbeitsunfähigkeit, wenn der Versicherte bei seiner 
Krankenkasse einen Tarif nach § 53 Abs. 6 gewählt hat. 

§ 48 SGB V Dauer des Krankengeldes 
(1) Versicherte erhalten Krankengeld ohne zeitliche Begrenzung, für den Fall der 
Arbeitsunfähigkeit wegen derselben Krankheit jedoch für längstens achtundsiebzig Wochen 
innerhalb von je drei Jahren, gerechnet vom Tage des Beginns der Arbeitsunfähigkeit an. Tritt 
während der Arbeitsunfähigkeit eine weitere Krankheit hinzu, wird die Leistungsdauer nicht 
verlängert. 

(2) Für Versicherte, die im letzten Dreijahreszeitraum wegen derselben Krankheit für 
achtundsiebzig Wochen Krankengeld bezogen haben, besteht nach Beginn eines neuen 
Dreijahreszeitraums ein neuer Anspruch auf Krankengeld wegen derselben Krankheit, wenn sie 
bei Eintritt der erneuten Arbeitsunfähigkeit mit Anspruch auf Krankengeld versichert sind und in 
der Zwischenzeit mindestens sechs Monate 

1. nicht wegen dieser Krankheit arbeitsunfähig waren und 

2. erwerbstätig waren oder der Arbeitsvermittlung zur Verfügung standen. 

(3) Bei der Feststellung der Leistungsdauer des Krankengeldes werden Zeiten, in denen der 
Anspruch auf Krankengeld ruht oder für die das Krankengeld versagt wird, wie Zeiten des Bezugs 
von Krankengeld berücksichtigt. Zeiten, für die kein Anspruch auf Krankengeld besteht, bleiben 
unberücksichtigt. 

 

Fußnoten 

§ 48 Abs. 2: Mit dem GG vereinbar gem. BVerfGE v. 24.3.1998 I 1526 - 1 BvL 6/92 - 

§ 49 SGB V Ruhen des Krankengeldes 
(1) Der Anspruch auf Krankengeld ruht, 

1. soweit und solange Versicherte beitragspflichtiges Arbeitsentgelt oder Arbeitseinkommen 
erhalten; dies gilt nicht für einmalig gezahltes Arbeitsentgelt, 

2. solange Versicherte Elternzeit nach dem Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz in 
Anspruch nehmen; dies gilt nicht, wenn die Arbeitsunfähigkeit vor Beginn der Elternzeit 
eingetreten ist oder das Krankengeld aus dem Arbeitsentgelt zu berechnen ist, das aus 
einer versicherungspflichtigen Beschäftigung während der Elternzeit erzielt worden ist, 

3. soweit und solange Versicherte Versorgungskrankengeld, Übergangsgeld, 
Unterhaltsgeld oder Kurzarbeitergeld beziehen, 

3a. solange Versicherte Mutterschaftsgeld oder Arbeitslosengeld beziehen oder der 
Anspruch wegen einer Sperrzeit nach dem Dritten Buch ruht, 

4. soweit und solange Versicherte Entgeltersatzleistungen, die ihrer Art nach den in 
Nummer 3 genannten Leistungen vergleichbar sind, von einem Träger der 
Sozialversicherung oder einer staatlichen Stelle im Ausland erhalten, 

5. solange die Arbeitsunfähigkeit der Krankenkasse nicht gemeldet wird; dies gilt nicht, 
wenn die Meldung innerhalb einer Woche nach Beginn der Arbeitsunfähigkeit erfolgt, 

6. soweit und solange für Zeiten einer Freistellung von der Arbeitsleistung (§ 7 Abs. 1a des 
Vierten Buches) eine Arbeitsleistung nicht geschuldet wird, 
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7. während der ersten sechs Wochen der Arbeitsunfähigkeit für Versicherte, die eine 
Wahlerklärung nach § 44 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 abgegeben haben. 

(2) (weggefallen) 

(3) Auf Grund gesetzlicher Bestimmungen gesenkte Entgelt- oder Entgeltersatzleistungen dürfen 
bei der Anwendung des Absatzes 1 nicht aufgestockt werden. 

(4) Erbringt ein anderer Träger der Sozialversicherung bei ambulanter Ausführung von Leistungen 
zur medizinischen Rehabilitation Verletztengeld, Versorgungskrankengeld oder Übergangsgeld, 
werden diesem Träger auf Verlangen seine Aufwendungen für diese Leistungen im Rahmen der 
nach § 13 Abs. 2 Nr. 7 des Neunten Buches vereinbarten gemeinsamen Empfehlungen erstattet. 


